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Editorial 

Liebe Leserinnen, lieber Leser, 

Das Jahr 2022 ist nun schon seit einigen Wochen vorüber. Es war in besonderer 
Weise durch Prozesse und Ereignisse geprägt, die uns ohne Ausnahme sicher 
alle enorm belastet haben. Nicht zu Unrecht spricht man von der globalen 
„Zeitenwende“. Der Krieg Russlands gegen die Ukraine überschattet alles. Die 
folgende Energiekrise und die steigende Inflation haben enorme ökonomische 
und soziale Auswirkungen. Der Kampf gegen die Klimakrise scheint angesichts 
der Fülle von Herausforderungen in Schwierigkeiten zu geraten. Die Pandemie 
gerät bei all den Problemen beinahe ganz aus dem Blick. Zunehmend wird 
darüber diskutiert, inwieweit die Europäische Union in einer Krise steckt und ob 
sie überhaupt in der Lage ist, als politischer Akteur im globalen Geschehen 
ausreichend mitzuwirken. Dazu wollten wir noch vor dem Jahreswechsel 
unsere „Informationen“ veröffentlichen. Technische Probleme haben das 
verhindert. Deshalb erscheint die jetzige Ausgabe in erweiterter Form. Wir 
wollen dabei auch nicht versäumen, Ihnen alles Gute zu wünschen und mit 
Ihnen auf ein friedvolleres Jahr 2023 hoffen! 

Der Diskussion um ausgewählte Aspekte der Politik ist der Hauptteil der 
vorliegenden „Informationen“ gewidmet. Dabei ragt die Zusammenfassung 
eines Vortrages des Europaexperten Günter Verheugen in Neubrandenburg 
heraus. Daneben stehen mehrere Berichte von Onlinemeetings zu Europa und 
der EU, so dass ein recht umfassender Überblick über den gegebenen 
Diskussionsstand vorgelegt werden kann. Mit den weiteren Beiträgen 
versuchen wir wie gewohnt, einen informativen und abwechslungsreichen 
Komplex zu verschiedenen Fragen der politischen Bildung vorzulegen. 

Wir hoffen, mit der digitalen Ausgabe der „Informationen“ auf unserer 
Webseite im Internet viele interessierte Leser zu erreichen. Wir würden uns 
über Meinungsäußerungen zu Inhalt und Form der Veröffentlichung freuen. 

In den Informationen über die Tätigkeit des Landesverbandes werden die 
vielfältigen Probleme sichtbar, die durch eine bevorstehende Kürzung der 
Fördermittel für unseren „Bildungsring Europa“ entstehen. Wir sind 
gezwungen, unsere gesamte Tätigkeit für die europäisch orientierte 
Informations- und Bildungsarbeit zu überdenken und neu zu organisieren. 
Anregungen aus den Kreisverbänden des Landesverbandes sind dazu sehr 
erwünscht. 

 

Prof. Dr. Joachim Gasiecki, Ehrenvorsitzender des Landesverbandes EUD-MV.  
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Teil I 

Informationen aus dem Bildungsring „Europa“ 

__________________________________________________ 

 

Worte, vor 20 Jahren geschrieben, brandaktuell 2023: 
 

 

„Was ist Europa? 

 

Selten werden auf eine einfache Frage so viele unterschiedliche Antworten 

gegeben. Die schnellste mag lauten: die Europäische Union. 

Europa befindet sich in einem ungemein dynamischen Prozess auf der 
beständigen Suche nach sich selbst. Die Spannung zwischen dem Streben nach 
Einheit und dem Potenzial und der Fliehkraft der Vielfalt ist eine konstitutive 
Dauererfahrung. Einerseits bedarf es einer Idee von Europa, eines Bildes vom 
Ziel der Einigung, um die dafür erforderlichen politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Kräfte zu mobilisieren. Denn nur aus einem starken Gemeinschafts-
bewusstsein können tragfähige politische Entscheidungen erwachsen. Doch 
andererseits müssen die Strukturen und Mechanismen offen genug sein, um 
den unterschiedlichen Kulturen und den Bedürfnissen der Regionen genügend 
Raum zu lassen. Die ‚Idee Europa‘ darf nicht als zentralistisches Prinzip, als 
Zwangsjacke empfunden werden. 

Die Europäische Union ist ein Projekt ohne Vorbild. Die Suche nach geeigneten 
Strukturen, Prozessen, Institutionen erweist sich zwangsläufig als sehr viel 
mühsamer als der Gang auf ausgetretenen Pfaden. Der ständige Prozess der 
Selbstüberprüfung und Selbstkritik mag zuweilen mühsam, schmerzhaft und 
lähmend wirken – doch ohne ihn stünden wir nicht da, wo wir heute sind.“ 

 

(Josef Ackermann, Schweiz, geb. 1948, Bankmanager, jahrelang Chef der 

Deutschen Bank, in der Einleitung des Buches „Europa leidenschaftlich 

gesucht“, 2003), S. 9, 11 f. u. 14) 
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„Welches Europa wollen wir?“ 

Es war sicher eine Sternstunde der politischen Bildung, als Prof. Dr. h.c. Günter 

Verheugen, ein hoch profilierter sozialdemokratischer Politiker, in einer 

Veranstaltung des Philosophischen Gesprächskreises des Dreikönigsvereins in 

der Neubrandenburger Hochschule am 28. 10. 2022 einen Vortrag zur obigen 

Frage hielt. Als Staatsminister a. D. und Stellv. EU-Kommissionspräsident a. D. 

war er hervorragend in der Lage, als „alter Europäer“ auf der Grundlage seiner 

politischen Erfahrungen, als Europaexperte par excellence, zum eigenen 

Nachdenken über Europa und die Europäische Union anzuregen. In den 

folgenden Zeilen können sich nicht alle seine Gedanken wiederspiegeln. Es 

kann nur versucht werden, einige besonders markante Punkte des Vortrages 

hervor-zuheben. 

Prof. Verheugen nahm das Wort von Bundeskanzler Scholz von der „Zeiten-

wende“ als Aufhänger seiner Ausführungen. „Krieg“ und „Krise“ sind die 

Schwer-punkte der Stunde, „Unsicherheit“ das beherrschende Gefühl. Es 

vollziehen sich gravierende Veränderungen, neue politische 

Machtkonstellationen bilden sich heraus, neue Wettbewerbssituationen 

entstehen. Hinzu kommt die wachsende soziale Ungleichheit im Weltmaßstab. 

Die zu erwartende Bevölkerungsexplosion bei gleichzeitigen Problemen der 

Wirtschaftsentwicklung in Afrika wird in kommenden Jahren zu einer 

Wanderbewegung von hunderten von Millionen Menschen aus Afrika führen. 

Die EU ist zu klein, um mit diesen Heraus-forderungen fertig zu werden. Es geht 

um unsere Selbstbehauptung! Wenn wir unsere Lebensweise bewahren 

wollen, dann müssen wir uns jetzt die Frage stellen, was für ein Europa wir 

wollen. Dabei ist zu beachten, dass Europa und Europäische Union zwei 

verschiedene Dinge sind. Es bleibt zu fragen, wie sich zukünftig dieser 

Kontinent organisieren muss. Die Europaidee – so Verheugen – war immer 

gesamteuropäisch. In der Vorstellung des „gemeinsamen euro-päischen 

Hauses“ von Gorbatschow ging es wesentlich um kooperative Strukturen und 

Sicherheitsvereinbarungen für ganz Europa. Auch heute ist gemeinsame 

Sicherheit in Europa nur möglich, wenn man die Interessen aller Staaten 

respektiert. Das gilt auch gegenüber Russland. Natürlich ist der Krieg Russlands 

gegen die Ukraine unentschuldbar. Aber man muss auch die Voraussetzungen 

berücksichtigen, die in der Nichtachtung russischer Interessen durch die Politik 

des Westens bestanden. Gerade in der Gegenwart sind gesamteuropäische 

Strukturen für unser Überleben notwendig und auch möglich. Wer – wie 

Macron – „strategische Autonomie“ für Europa fordert, muss zur Kenntnis 
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nehmen, dass dieses Vorhaben nicht mit der NATO kompatibel ist. Die NATO ist 

und bleibt das Durchsetzungsinstrument der USA. 

Hinsichtlich der inneren Entwicklung in der Europäischen Union wurde im 

Vortrag festgestellt, dass – u. a. durch Populismus und wachsenden Nationalis-

mus – der innere Zusammenhalt in der EU schwächer geworden ist. Von 

verschiedenen EU-Mitgliedern wird Deutschland als ein starkes Land 

angesehen, dass als Hauptnutznießer der Integration seine Interessen 

rücksichtslos durchsetzt und weniger das „europäische Wohl“ im Auge hat. 

Hinzu kommt, dass die EU einen Mangel an Führungsstärke hat. Strategisch 

muss die Frage beantwortet werden, in welche Richtung sich die EU 

weiterentwickeln sollte. Wollen wir einen europäischen „Superstaat“ oder 

einen föderalistischen „Bundesstaat“? Verheugen hält die föderale Lösung für 

nicht durchsetzbar, bei der nach seiner Meinung u. a. die Gefahr besteht, dass 

eine Art Führungs-direktorium großer Staaten zu Lasten der Mitbestimmung 

kleiner Länder ent-scheiden wird. 

Zusammenfassend nannte Prof. Dr. Verheugen vier große und schwierig zu 

verwirklichende Aufgaben: 

1. Wir brauchen „mehr Europa“, ein „gemeinsames Haus“ mit Verständnis, 

Solidarität und Respekt voreinander, um gemeinsame Interessen vertreten und 

durchsetzen zu können. 

2. Wir benötigen ein eigenständiges Europa, dass in der Lage ist, einen 

wesentlichen Beitrag zur Bewältigung globaler Probleme zu leisten. 

3. Erforderlich ist für die gemeinsamen europäischen Sicherheitsinteressen das 

entschiedene Eintreten für eine weltweite atomare Abrüstung und allgemeine 

Ächtung der Atomwaffen. 

4. Wir wollen ein demokratischeres und sozialeres Europa. 

Der Referent beschloss seine Ausführungen unter Hinweis auf seine vielen 

Kontakte und Gespräche mit Menschen aus allen Bereichen mit dem Eindruck, 

den er gewonnen hat, nämlich dass die Bürgerinnen und Bürger in 

Deutschland, aber auch in den anderen EU-Ländern, mehrheitlich Bereitschaft 

zeigen, sich für die europäische Einheit einzusetzen, eine Haltung, die zum Teil 

größer ist als bei den Berufspolitikern. 

Alles in allem: die wohl über 100 Zuhörer erlebten die souveräne Vorstellung 

der Positionen eines Europaexperten der besonderen Art! 

(Joachim Gasiecki) 
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Die EU – ein globaler Akteur? 

Thema der Online-Veranstaltungsreihe 
„Zeitenwende – Europas (neue) Rolle in der Welt“ 

 

Am 28. 11. 2022 fand die erste Veranstaltung einer Reihe von mehreren 

Online-Diskussionen zu aktuellen Fragen der Entwicklung in Europa und der 

Europäischen Union statt. Unter der Moderation von Frederic Werner (FES 

Schwerin) und Henry Ziese (Europ. Akademie Waren) sprach der ausgewiesene 

Europa-Experte Prof. Dr. Jürgen Neyer von der Europa-Universität Viadrina in 

Frankfurt/Oder. In seinem sehr anregenden Vortrag konzentrierte er sich auf 

die aktuelle Umsetzung der GASP, der europäischen Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik, und verwies auf die vertraglichen Zielsetzungen zu diesem 

Politikbereich im Artikel 21 des Lissabon-Vertrages. Damit ist allen Mitglieds-

ländern der Union der Auftrag erteilt, die Werte und Interessen, die alle 

gemeinsam vertreten können, zu sichern. Daran anknüpfend verwies der 

Redner auf Herausforderungen, die sich gerade in der GASP aktuell ergeben 

und die durchaus problematisch sind.  

Als erste Herausforderung bzw. problematische Situation bezeichnete er die 

komplizierte Struktur der europäischen Außenpolitik. Das beginnt bei der 

Unter-scheidung von intergouvernementaler Außenpolitik (in der Zuständigkeit 

des Europäischen Rates), supranationaler Außenpolitik (in der alleinigen 

Zuständig-keit der Europäischen Kommission) und der selbständigen 

Außenpolitik der Mitgliedstaaten. Genau genommen, existieren also die 

begrenzten Möglich-keiten der GASP und daneben die die nicht 

deckungsgleiche Außenpolitik der Mitglieder der EU, d. h. wir haben es mit 28 

verschiedenen Außenpolitiken zu tun, deren Abstimmung schwierig zu 

handhaben ist. 

Die zweite Herausforderung spiegelt sich in den strategischen Dissonanzen der 

außenpolitischen Schwerpunktsetzungen der Mitgliedstaaten wider. Der 

Redner zeigte diese unterschiedlichen Schwerpunktsetzungen an drei 

Beispielen: 

- Deutschland: traditionelles Interesse am Handel mit Russland; enge 

strategische Verbindung mit den USA; Interesse an China als dem 

größten Handelspartner der Bundesrepublik. 
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- Baltische Staaten: Betonung der Menschenrechte; NATO als zentraler 

Faktor; China als Bedrohung der Menschenrechte; Russland als 

potentielle Gefahr. 

- Mittel-/Osteuropäische Staaten: NATO als vorrangige Orientierung; 

Russland als Gegner; Deutschland als wichtiger, aber auch „gefährlicher“ 

Partner; China als potenzielle Chance. 

Das führt konsequent zu der berechtigten Frage, wie die EU einheitlich 

auftreten kann, wenn doch eine gemeinsame Strategie gar nicht existiert! 

Als dritte außen- und sicherheitspolitische Herausforderung bezeichnete 

Verheugen die Folgen der sich immer schneller entwickelnden Digitalisierung. 

Im Verbund mit Werte- und Politikwandel entstehen immer engere 

Verflechtungen, wodurch es zu vermehrten Abhängigkeiten kommt, die zu 

größeren Verwund-barkeiten führen, besonders durch anfällige, kritische 

Infrastrukturen, durch Verringerung der Souveränität und durch Störungen in 

der Demokratie. 

Die vierte Herausforderung drückt sich in der bestehenden transatlantischen 

Verunsicherung aus. Die einseitige Orientierung der USA an ihren eigenen Inter-

essen führt zu Missbehagen bei europäischen Fragen und zu besonders durch 

Frankreich betontes Streben nach stärkerer strategischer Autonomie der EU.  

Prof. Dr. Neyer stellte zusammenfassend fest, dass die EU heute nicht mehr 

oder noch nicht als globaler Akteur wahrgenommen werden kann. Die EU ist 

mehr Schauplatz, Arena im außen- und sicherheitspolitischen Bereich. Sie 

verfügt aktuell nur über eine eingeschränkte Fähigkeit, sich stärker darauf zu 

einigen, was notwendig ist, um im internationalen Geschehen 

Selbstbehauptung als oberstes Ziel realisieren zu können. 

#### 

Der Ukraine-Krieg – Zeitenwende der EU-Außenpolitik? 

Thema der Online-Veranstaltungsreihe 
„Zeitenwende – Europas (neue) Rolle in der Welt“ 

 

Der Online-Vortrag von Prof. Dr. Herfried Münkler zum Ukraine-Krieg am 10. 

11. 2022 war sehr informativ und aufschlussreich. Als Ausgangspunkt setzte der 

Redner die These, dass wir es aktuell mit der „Zeitenwende“ mit einer 
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tatsächlichen „Veränderung der Weltordnung“ zu tun haben, mit einer Zäsur, 

„wonach man sagen kann, dass alles anders ist“. 

Im ersten Teil der Ausführungen wurde der gegenwärtige Zustand der EU 

darge-stellt. Da wir schon bei vorhergehenden Online-Diskussionen darauf 

näher ein-gegangen sind, sparen wir an dieser Stelle einige Details aus. 

Hervorgehoben aber soll die Aussage, dass in der EU zentrifugale Kräfte 

überwiegen und dadurch die Herausforderungen größer als die Möglichkeiten 

sind. Hinzu kommt, dass über lange Zeit Außen- und Sicherheitspolitik keinen 

zeitnahen Platz eingenommen haben. Fest steht aber, dass sich die EU heute 

von einem „Regelbewirtschafter“ zu einem handlungsfähigen Akteur 

entwickeln muss. Der 24. 02. 2022 hat mit dem Krieg Russlands gegen die 

Ukraine bewirkt, dass aus dem „zerstrittenen Europa“ ein „leidlich einiges 

Europa“ herausgekommen ist.  

In einem zweiten Teil des Vortrages arbeitete Prof. Münkler die erforderlichen 

Veränderungen in der EU-Politik heraus. Die lange vertretene Annahme, dass 

der Krieg als politisches Mittel schwinden würde und dadurch mehr 

Möglichkeiten bestehen könnten, die globalen Menschheitsprobleme stärker in 

den Blick zu nehmen, erweist sich nun als trügerisch. Eine bisher betriebene 

liberale Außenpolitik, die – wenn es notwendig erschien – mit Sanktionen 

Disziplinie-rungen erreichen wollte, funktioniert nur unzureichend. Ein solches 

Herangehen ist offensichtlich gescheitert. Eine lediglich „normative 

Weltordnung“ schaffen zu wollen, hat sich als unzureichend erwiesen. Wenn 

Russland geopolitische Ansprüche stellt, um ein einmal existierendes 

„Imperium“ wieder zu errichten, dann besteht durchaus die Gefahr, dass auch 

an anderen Stellen der Welt Ansprüche auf Gebietsveränderungen gestellt 

werden. Eine bloße Appease-ment-Politik, also eine Beschwichtigungspolitik, 

eine Politik der Zugeständnisse gegen tatsächliche oder potentielle 

Aggressoren, dient nicht der Friedens-sicherung. Somit bleibt in der 

gegenwärtigen Situation nur die Abkehr von der Illusion, dass Sicherheit ohne 

besondere militärische Macht zu erreichen sei. Auch die Europäische Union 

und ihre Mitglieder müssen sich bewusst machen, dass der Aufbau eines 

militärischen Potentials eine Voraussetzung für Europas Handlungsfähigkeit 

und die Herstellung und Sicherung von Frieden ist. Wenn eine solche Politik 

Wirkung erzielt, dann kann man in eine Etappe eintreten, in der ein neues 

Gleichgewicht entstehen kann. Prof. Münkler hob in diesem Zusammenhang 

hervor, dass es nur fünf große Mächte in der Welt gibt, durch die ein 

entsprechendes Gleichgewicht geschaffen und gesichert werden kann: USA und 
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China; Russland und die EU; Indien. In dieser Auseinandersetzung um eine neue 

sichere Weltordnung muss die EU ihren Platz einnehmen. Dazu gehört eine 

strategische Handlungsfähigkeit, um sich gegen die anderen Großmächte 

behaupten zu können. Die Europäische Union muss in diesem Prozess Subjekt 

und nicht nur Objekt sein.  

 

 

Die Chinapolitik der EU – das Problem der Abhängigkeit 

Thema der Online-Veranstaltungsreihe 
„Zeitenwende – Europas (neue) Rolle in der Welt“ 

Am 17. 11. 22 sprach in der Serie von Veranstaltungen zur Europapolitik Prof. 
Dr. Franco Algieri aus Wien, Politikwissenschaftler und Sinologe, der seit drei 
Jahr-zehnten die Beziehungen von Europa und der EU zu China bearbeitet. Die 
im Thema erwähnte Abhängigkeit – so war sein Ausgangspunkt – ist keine 
„Einbahn-straße“, sondern eher eine zweiseitige Angelegenheit. Er verwies auf 
Bundes-kanzler Scholz, der am 14. 11. d. J. in Singapur davon gesprochen hat, 
dass es keine „Entkopplung Chinas von der Weltwirtschaft“ geben wird, aber 
man dürfe sich nicht nur auf China orientieren. Der Redner hob hervor, dass 
China einerseits ein Kooperations- und Verhandlungspartner, andererseits aber 
auch ein wirtschaftlicher Konkurrent und Systemrivale ist. Wichtig wird es sein, 
dass alle Beteiligten nach Interessenausgleich suchen müssten.  

Im Punkt 1 des Vortrages wurden Entwicklungsstufen der Beziehungen 
zwischen China und der EU herausgearbeitet. Zunächst wurde eine Phase der 
Annäherung von der Mitte der 70er bis zum Ende der 80er Jahre erwähnt, die 
mit den un-demokratischen Ereignissen 1989 in China endete. Die EU 
verhängte Sanktionen, die aber bereits 1990 aufgehoben wurden, weil recht 
unterschiedliche Inter-essenlagen der EU-Mitgliedsländer gegeben waren. So 
kam es Anfang der 90er Jahre zu einer Phase der Euphorie, die Entwicklung der 
Beziehungen vollzog sich schnell, die EU wandte sich stark China zu, die 
chinesische Seite betont bis etwa 2003 die bestehende „strategische 
Partnerschaft“. Es folgte eine ‚Ende des honeymoor‘-Phase, die schließlich zu 
einer Phase des pragmatischen Wett-bewerbs führte, in der sich abzeichnet, 
dass China selbstbewusster auftritt und sich insgesamt ein stärkerer 
Wettbewerbsdruck entwickelt. Seit der 2. Hälfte des letzten Jahrzehnts kann 
von einer Phase des Umdenkens gesprochen werden, in der die EU-Mitglieder 
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stärker ihre eigenen Interessen vertreten, um nicht in Abhängigkeiten zu 
verfallen. 

Im Punkt 2 seines Vortrages verwies der Redner auf die Akteure der euro-
päischen Chinapolitik hin: auf die supranationale Ebene, betrieben durch die 
Europäische Kommission, das Europäische Parlament und den Rat der EU; auf 
die nationale Ebene der Interessenvertretung durch die Mitgliedstaaten; auf 
die subnationale Ebene, in Deutschland vertreten durch die Bundesländer mit 
zum Teil eigenen Bedürfnissen und Interessen. 

 

 

 

 

Wahnwitziger Irrsinn und /oder Einschüchterungsversuch? 

Der Fernsehmoderator Wladimir Solowjow führte u. a. am 17. 12. 23 aus: 

„Wir leben in den letzten Tagen. Was in der Ukraine geschieht, wird nicht in der 
Ukraine bleiben.! Es sei ein „heiliger Krieg“ im Gange. Russland kämpfe für das 
„Recht der Menschheit, in ihrem ursprünglichen Zustand zu leben, wie ihn der 
Schöpfer vorgesehen habe.“ Sollten die Feinde Russlands gewinnen, sei ihnen 
„das Ende sicher“. Denn dann werde „die ganze Welt in Asche verwandelt 
werden.“ 

Am 21. 12. 23 fügte er hinzu: 

„Wir kommen nach Den Haag [Sitz des Internationaler Strafgesetzhofes), wir 
kommen nach Paris wie im 19. Jahrhundert und nach Berlin wie im 20. 
Jahrhundert.“ 

 

 

 

 

UN-Generalsekretär António Guterres befürchtet eine Ausweitung 

des Krieges in der Ukraine. „Ich befürchte, die Welt schlafwandelt 

nicht in einen größeren Krieg hinein - ich befürchte, sie tut dies mit 

https://www.gmx.net/magazine/politik/thema/antonio-guterres
https://www.gmx.net/magazine/reise/thema/ukraine
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weit geöffneten Augen“, sagte Guterres am Montag, 06. 02. 2023, in 

New York vor der Vollversammlung der Vereinten Nationen. 

Knapp ein Jahr nach der Invasion Russlands in sein Nachbarland 

werde die Aussicht auf Frieden immer geringer, die Gefahr einer 

weiteren Eskalation wachse. Das Risiko eines Atomkriegs sei so hoch 

wie seit Jahrzehnten nicht. Die Welt brauche Frieden in der Ukraine, 

sagte Guterres. (dpa) 

 

Ein 10-Punkte-Plan zur Bewältigung unserer 
Informationskrise 

 

Vorgelegt von den Friedensnobelpreisträgern des Jahres 2021, M. Ressa und 
D. A. Muratow, auf der Freedom of Expression Conference (Konferenz zur 
Meinungsfreiheit) des Nobel-Friedenszentrums, Oslo, am 2. September 2022 

  
Wir fordern eine Welt, in der die Technologie im Dienst der Menschheit ent-
wickelt wird und in der unser globaler öffentlicher Raum die Menschenrechte 
über den Profit stellt. 
Derzeit wird das enorme Potenzial der Technologie für den Fortschritt unserer 
Gesellschaften durch das Geschäftsmodell und die Gestaltung der dominie-
renden Online-Plattformen untergraben. Aber wir erinnern alle Machthaber 
daran, dass wahrer menschlicher Fortschritt darin besteht, die Technologie 
dazu zu nutzen, die Rechte und Freiheiten für alle zu fördern, und diese nicht 
dem Reichtum und der Macht einiger weniger zu opfern. 
Wir fordern die Demokratien, die die Rechte achten, auf, sich der existenziellen 
Bedrohung bewusst zu werden, die von einem Big-Tech-Geschäftsmodell 
ausgeht, das darauf beruht, die Daten und die Aufmerksamkeit von Menschen 
zu „ernten“, während es im selben Zuge den seriösen Journalismus untergräbt 
und den Diskurs in Gesellschaft und Politik polarisiert. 
Wenn Fakten beliebig werden und Vertrauen verschwindet, sind wir nicht mehr 
in der Lage, die Machthabenden zur Rechenschaft zu ziehen. Wir brauchen 
einen öffentlichen Raum, in dem Vertrauensförderung und ein lebhafter 
Gedanken-austausch höher bewertet werden als Unternehmensgewinne und in 
dem gründlicher Journalismus das Grundrauschen durchdringen kann. … 
Als Nobelpreisträger*innen aus der ganzen Welt senden wir eine gemeinsame 
Botschaft: Zusammen können wir diesem profitorientierten und technologi-

https://www.gmx.net/magazine/reise/thema/russland
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schen Angriff auf unser Leben und unsere Freiheiten ein Ende setzen, aber wir 
müssen jetzt handeln. Es ist an der Zeit, die bereits vorhandenen Lösungen 
umzusetzen, um den Journalismus wieder aufzubauen und die technologische 
Architektur der globalen Kommunikation für die gesamte Menschheit 
zurückzugewinnen. 

Wir fordern alle demokratischen Regierungen, die die Rechte achten, dazu 
auf: 
1.     von Technologieunternehmen die Durchführung unabhängiger Menschen-
rechtsverträglichkeitsprüfungen zu verlangen, die veröffentlicht werden 
müssen, und Transparenz in Bezug auf alle Aspekte ihrer Geschäftstätigkeit zu 
verlangen – von der Moderation von Inhalten über die Auswirkungen von 
Algorithmen bis hin zur Datenverarbeitung und Integritätsgrundsätzen. 
2.     das Recht der Bürger*innen auf Privatsphäre durch solide Datenschutz-
gesetze zu schützen. 
3.     Übergriffe gegen die freie Presse und Journalist*innen weltweit öffentlich 
zu verurteilen und Finanzmittel und Unterstützung für unabhängige Medien 
und Journalist*innen, die Angriffen ausgesetzt sind, bereitzustellen. 
Wir fordern die EU auf: 
4.     ambitioniert bei der Durchsetzung der Digital Services and Digital Markets 
Acts (Gesetze über digitale Dienste und digitale Märkte) zu sein, damit diese 
Gesetze mehr als nur zusätzlichen Verwaltungsaufwand für die Unternehmen 
bedeuten und sie stattdessen zwingen, ihr Geschäftsmodell zu ändern, wie 
beispielsweise durch ein Ende der algorithmischen Verstärkung, die die 
Grundrechte bedroht und Desinformation und Hass verbreitet, auch in Fällen, 
in denen die Risiken ihren Ursprung jenseits der Grenzen der EU haben. 
5.     dringend ein Gesetzgebungsverfahren zum Verbot von personalisierter 
Werbung einzuleiten, da diese Praxis mit den Menschenrechten grundsätzlich 
unvereinbar ist. 
6.     die EU General Data Protection Regulation (Datenschutzgrundverordnung 
der EU) angemessen durchzusetzen, damit die Rechte der Menschen an ihren 
Daten endlich Wirklichkeit werden. 
7.     strenge Schutzmaßnahmen für die Sicherheit von Journalist*innen, die 
Zukunftsfähigkeit der Medien und demokratische Garantien im digitalen Raum 
in den künftigen European Media Freedom Act (Europäischer Rechtsakt zur 
Medienfreiheit) aufzunehmen. 
8.     die Medienfreiheit durch Unterbindung von Desinformation im Vorfeld zu 
schützen. Das bedeutet, dass es in neuen Technologie- oder Mediengesetzen 
keine Ausnahmen oder Sonderregelungen für bestimmte Organisationen oder 
Einzelpersonen geben darf. Angesichts des globalisierten Informationsflusses 
hätten Regierungen und nichtstaatliche Akteure, die Desinformationen in 
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großem Stil produzieren, um Demokratien zu schädigen und Gesellschaften in 
aller Welt zu polarisieren, sonst freies Spiel. 
9.     gegen die außergewöhnliche Lobbymaschinerie, die Astroturfing-Kampag-
nen und die personelle Verflechtung der großen Technologieunternehmen und 
europäischen Regierungsinstitutionen anzugehen. 
Wir fordern die Vereinten Nationen auf: 
10.    eine*n Sonderbeauftragte*n des UN-Generalsekretärs für die Sicherheit 
von Journalist*innen zu berufen, der/die den Status quo in Frage stellt und 
endlich strengere Sanktionen für Verbrechen gegen Journalist*innen herbei-
führt. 

Dei düütsche EU-Leithåmel (Teil II) 

(Berend Böckmann, Kirch Rosin) 

 

Un Kanzler Scholz lött nich ümmer gliek dei Katt ut'n Sack. Hei is ümmer glatt 

rasiert un nie nich åhn Schlips un Antoch tau seihn. Hei is anners as dei einstig 

Berliner OB Walter Momper, dei nie nich åhn denn sozialdemokrat'schen 'n 

roden Schlips un roden Schal tau seihn wier un ok so dei Wenn 1989 beläwt hett, 

dei dörch die niege Ostpoletik von Willy Brandt un sienen Kneifall an'n 7. 

Dezember 1970 in Warschau mœglich wür. 

1989 gåhn dei Ostdüütschen mit Lichten up'e Stråt un verkünnen: „Wi sünd dat 

Volk!“, störmen Machtzentralen un hollen Runne Dischen af. Düütschland is 

nich mihr deilt, œwer lang noch kein einig Land. Man jubelt, dat dei Rode 

Armee Düütschland verlött un freut sik, dat dei US-Army mit Atomsprengköpp 

in Düütschland bläben is, dat dei Ostblocklänner so nå un nå Maaten inne EU un 

inne NATO warden, dei Weltschandarm Amerika inne Ukrain Frünn funnen hett, 

dei nich mit Putin un Russland, sonnern gägen Putin un Russland läben willen 

un hett nie nich bedacht, dat Putin un sien Angturåsch dei Krågen platzt. Nu will 

dei EU tau dei Freud von Amerika em wiesen, wat 'n Hark is un ordert ein 

Sankschon nå dei anner gägen denn Düwel Putin an un hett dorbi vergäten, dat 

dat 'n Wedderhall gifft, dat „wat so ut'n Holt taurüch kümmt as man dat 

rinraupen hett“. Wi wullen Putin dräpen un hemm uns sülben in't Knei schåten: 

Inflatschon, Ernergiekris, gröttere Staatsverschullung un Afwiertung von'n Euro, 

Materialmangel kümmt up un globale Liewerketten bräken tausåmen, dei 

Produkschon löppt nich so as dei Markt dat will un 'n Enn is nich aftauseihn, 

wenn man nich insichtig ward un verhanneln deit. Blot disse Insicht fählt, denn 

Gräune Poletiker hollen denn  Appell „Waffenstillstand jetzt!“ von bekannte Lüd 

nich dorför, dörch Waffenstillstand Minschenläben tau redden, sonnern dörch 

mihr un mihr schwore Waffen Minschenläben tau schützen. 

 

Mål seihen, wurväl Minschenläben Schutz finnen, wenn nå den Willen von 
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Selenskyj, dei nå 'n Ansicht von denn dreisten ukrain'schen Botschafter Melnik 

'n Mischung ut Hitler un Stalin is, ein Milljon Soldaten in'n Süden gägen dei 

russ'schen Truppen denn Kopp henhollen möten. Worüm sett dei EU nich up 

Verhanneln, dat Russland mit dei Donbass-Republiken so ümgeiht, as Israel mit 

dei Golan-Höhen un dat Westjordanland? Bi disse Verhandlungen künn 

Düütschland sik 'n Haut upsetten un denn Leithåmel inne EU un sogor inne 

NATO spälen. Dat wier heldenhaft! Œwer ne, dat Gekreih üm denn Leithåmel 

geiht in'n anner Richtung. Wenn Trump noch eins nå Biden dei Wåhlen winnt un 

wohr måkt, wat hei all andüd't harr un dei NATO Truppen ut Europa nå Hus 

hålt, denn steiht nå denn düütschen CSU-Poletiker un Präsident vonne 

Europäisch Volkspartei(EVP) „dei Europäisch Unjon, üm dat ganz brutal tau 

seggen, nåkelt in'n Storm-Welt un wi Europäer sünd nich inne Låch, uns nich 

konventschonel un nich nuklear åhn Hülp von uns Partner tau verdeffendiern.“ 

Un SPD-Chef Lars Klingbiel sinniert lud dorœwer, ob dat nå 80 Johr Fräden in 

Europa nich anne Tiet is, dat Düütschland wedder 'n globale Führungsmacht sien 

süll. Nich so as in verläden Tieden, sonnern in Verbinnung mit dei annern EU 

Länner dörch 'n feministisch Butenpoletik. Man möt dortau dat seggen, wat all 

lang wohr is: Düütschland gifft denn Ton an, wenn wi denn Ümgang mit dei 

Bankenkris orrer Hellas  nähmen, wenn Nuurdstream 2 gägen denn ukrain'schen 

un osteuro-pä'schen Willen dörchboxt wür, wenn düütsche Butenpolitik 

(mit)bestimmt, wennihr dei lütten Balkanstaaten EU-Maaten warden, wenn 

düütsche Waffen in'n Deinst von't europäisch un transatlantisch Anliggen stellt 

warden. Denn dat Düütschland wedder dei Leithåmel in Europa sien künn, dat 

wür all wihrend dei Regentschaft von Kanzlersch Merkel dütlich, as sei wihrend 

dei Bankenkris nich Kosten un nich Mäuh sport hett, üm dei EU tau redden. Blot 

dei Bunneswehr hett's nich up Vördermann bröcht, dat is nu nåtauhålen, denn 

dei Bunneswehr möt so uprüst't warden, dat Russland sik dat nich draugen deit, 

Düütschland un anner EU-Länner antaugriepen. 

 

Wannel dörch Hannel – dat wier mål. Düütschland sall un möt wedder 

Führungs- 

macht warden, åhn dat sik dei Verbünneten bangen möten. Un dat besonners 
för denn Fall, dat Trump noch eins Präsident warden süll un sik von Europa 
afwennt. Wecker sall dei Welt nie ordnen, nie sortieren, dei abendlännisch 
liberale Demokratie redden? 'N demäudiger düütscher Leithåmel künn dat. 

 

#### 

 

Gedenktage von besonderer Bedeutung November – Dezember 
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2022 und Januar - Februar 2023 
 

In dieser Zeit ragen besonders die folgenden nationalen bzw. internationalen 
Gedenktage hervor: 

Am 17. 11. fordert der seit 2005 von der UNESCO eingeführte „Welttag der 
Philosophie“ unsere Aufmerksamkeit. Durch ihn sollen die Menschen zum 
kritischen und unabhängigen Denken ermutigt werden, auf die Bedeutung der 
Philosophie – der "Liebe zur Weisheit" – hingewiesen und Interesse für diese 
wissenschaftliche Disziplin geweckt werden. Seit 25 Jahren bemühen wir uns 
im „Philosophischen Gesprächskreis“ unseres Bildungsringes  diesem Anliegen 
gerecht zu werden. 

Beachtenswert ist der 05. 12., der als „Internationaler Tag des Ehrenamtes“ 
durch die UNO eingeführt wurde. Ohne die ehrenamtliche Tätigkeit der Mitglie-
der unseres Vereins wären der Landesverband, sein Bildungsring und die 
Kreisverbände nicht lebensfähig. Wir nutzen die Gelegenheit, allen im 
Landesverband aktiv tätigen Mitgliedern für ihren Einsatz Dank zu sagen! 

Auch der 10. 12. hat unser besonderes Interesse, der „Internationale Tag der 
Menschenrechte“, der an die Verabschiedung der „Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte“ 1948 erinnert. Die Achtung der Menschenrechte muss auch 
aktuell sowohl für die globalen Entwicklungen als auch die inneren Verhältnisse 
in der Europäischen Union betont werden. 

Der 16. 12. ist in Deutschland der durch den Bundesrat auf der Grundlage einer 
Bremer Initiative 1993 eingeführte „Gedenktag für die Opfer des Völkermordes 
an den Sinti und Roma“. Er knüpft an den Tag der Unterzeichnung des 
„Auschwitz-Erlasses“ durch Himmler 1942 an, mit dem die Vernichtungsaktion 
eingeführt wurde. Aus Deutschland und Österreich wurden rund 13 000 Sinti 
und Roma deportiert und zu einem großen Teil ermordet. Dieser nationale 
Gedenktag bleibt leider weitgehend unbeachtet, er wird durch den 
Internationalen Gedenktag für die Sinti und Roma am 02. 08. überlagert. 
Angesichts des 30. Jahrestages des Pogroms gegen Flüchtlinge in Rostock-
Lichtenhagen, unter denen sich viele Sinti und Roma aus Rumänien befanden, 
scheint es angebracht, den Genozid an den Angehörigen der verschiedenen 
Roma-Gruppen in diesem Jahr etwas mehr zu würdigen. Deshalb möchte ich 
einen Beitrag von mir vorstellen. Wie viele von Ihnen wissen, bin ich im 
ostbrandenburgischen Landsberg/Warthe in der Neumark geboren. Seit vielen 
Jahren beschäftige ich mich mit der Geschichte dieser deutschen und heute 
polnischen Stadt Gorzów Wlkp. Dabei wurde ich auf eine Roma-Frau 
aufmerksam, die lange in meiner Geburtsstadt lebte. Ihr Schicksal darzustellen, 
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kann sicher viele Leser unserer Informationen als Beispiel für die Verbrechen an 
den Sinti und Roma interessieren und passt zum Gedenktag am 16. 12. (Siehe S. 
18!) 

 
Am 24. 01. 2023 wird der „Internationale Tag der Bildung“ begangen, 
eingeführt 
durch die Generalversammlung der UNO im Jahr 2018, erstmals gewürdigt 
2019. 
Die Vereinten Nationen möchten mit diesem Tag darauf aufmerksam machen, 
dass keine Gleichstellung möglich ist, solange es keine gleichermaßen 
vorhandene Chance auf lebenslange qualitativ hohe Bildung gibt. Ziel des Tages 
ist es, den Kreislauf der Armut zu durchbrechen und allen Menschen auf der 
Erde gerecht den Zugang zu Bildung zu gewähren. Bildung ist und bleibt ein 
unver-zichtbares Menschenrecht. 
 
Der 27. 02. ist der „Internationaler Tag zum Gedenken an die Opfer des 
Holocaust“. In diesem Jahr hat der UNO-Generalsekretär António Guterres eine 
aufrüttelnde Botschaft an die Menschheit gerichtet, die hier angeführt wird: 

„Am heutigen Tag ehren wir das Andenken der Opfer des Holocaust. Wir 
gedenken der sechs Millionen jüdischen Kindern, Frauen und Männer sowie der 
Roma und Sinti, der Menschen mit Behinderungen und der unzähligen anderen, 
die umkamen. 

Wir denken an die Millionen von Menschen, die vorzeitig ihres Lebens und ihrer 
Zukunft beraubt wurden. 

In unserer Trauer um diese enormen Verluste sind wir uns auch dessen bewusst, 
dass der Holocaust nicht unvermeidlich war. Ein Völkermord ist niemals 
unvermeidlich. 

Im Holocaust gipfelten Jahrtausende antisemitischen Hasses. 

Die Nazis konnten nur deshalb mit berechnender Grausamkeit den Schritt von 
der Diskriminierung der europäischen Juden zu ihrer Vernichtung gehen, weil so 
wenige Widerstand leisteten und so viele einfach zusahen. 

Das ohrenbetäubende Schweigen - im eigenen Land wie auch im Ausland 
ermutigte sie noch mehr. 

Die Alarmglocken läuteten von Anfang an: Hetze und Desinformation. 
Verachtung der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit. Gewaltverherr-
lichung und das Märchen von der Herrenrasse. Missachtung von Demokratie 



 
18 

 

und Pluralismus. 

Wir gedenken des Holocaust und sind uns dabei der Bedrohungen von Freiheit, 
Würde und Menschlichkeit bewusst - auch in unserer heutigen Zeit. 

Angesichts wachsender wirtschaftlicher Unzufriedenheit und politischer Instabi-
lität, des eskalierenden, aus der Vorstellung weißer Vorherrschaft gespeisten 
Terrorismus und der starken Zunahme von Hass und religiöser Intoleranz 
müssen wir mehr denn je unsere Stimmen erheben. 

Wir dürfen den Holocaust niemals vergessen - und dürfen nicht zulassen, dass 
andere ihn jemals vergessen, verzerren oder leugnen. 

Bekunden wir heute wie an jedem Tag unsere Entschlossenheit, im Angesicht 
des Bösen nie wieder zu schweigen und die Würde und die Rechte aller 
Menschen stets zu verteidigen.“ 
      ### 
 

Noncia, die Kinderretterin – Ehrenbürgerin von Gorzów Wlkp. 

 

Es ist an der Zeit, auch über polnische Bewohner bzw. Bewohnerinnen der 

Stadt Gorzów Wlkp. zu berichten, die in ihrem Leben Großes geleistet haben. 

Wir wollen daher heute von einer polnischen Frau erzählen, die zur 

Ehrenbürgerin der Stadt wurde, in Deutschland aber wohl kaum bekannt ist. 

Sich mit einer solchen Persönlichkeit zu beschäftigen dient dem Anliegen, 

unsere Kenntnis über Vergangenheit und Gegenwart zu vertiefen und die 

Begegnung der früheren und heutigen Bewohner von Landsberg/Gorzów zu 

stärken. 

Wir wenden uns der Lebensgeschichte von Alfreda Markowska zu, geboren am 

10. Mai 1926 in Stanisławów in Galizien, gestorben am 30. Januar 2021 in 

Gorzów Wlkp. in ihrem 95. Lebensjahr. 
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Sie entstammte einer wohlhabenden polnischen Roma-Familie aus Ostpolen, 

die 1941 nach der Inbesitznahme ostpolnischer Gebiete vor den Übergriffen 

ukraini-scher Nationalisten nach Westen floh und im deutschen 

Besatzungsgebiet in Polen – wie bei den Sinti und Roma üblich – im 

nichtsesshaften Familienclan umherzog. Da die deutschen Besatzer die Sinti 

und Roma nach dem Motto „Ver-nichtung durch Arbeit“ betrachteten, 

versteckte sich auch ihre Familie in den weitläufigen Wäldern der Umgebung. 

Hier geschah die große Tragödie ihres Lebens. Als Alfreda, deren Namen unter 

den Roma „Noncia“ war, eines Tages im Jahr 1942 aus einem Dorf in den Wald 

zu ihrem Lager zurück wollte, hatten deutsche Soldaten ihre gesamte Familie 

ermordet, die Scheune, in der sich das Lager befand, niedergebrannt – auf 

einen Schlag war ihre Familie ausgerottet, insgesamt etwa 80 Personen. Außer 

Alfreda überlebte nur der ihr versprochene Ehemann Gucio, der sich zu diesem 

Zeitpunkt in Südpolen befand und dort für die Bautruppe der Nazis, die 

„Organisation Todt“, Zwangsarbeit als Bahnarbeiter leisten musste. 

Einige Zeit nach der Vernichtung ihrer Familie wurde auch Alfreda aufgegriffen. 

Mehrfach gelang ihr die Flucht aus verschiedenen Lagern, bis es ihr glückte, zu 

ihrem Mann nach Stalowa Wola zu kommen und dort ebenfalls als Bahn-
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arbeiterin registriert und eingestellt zu werden. Der Bahnhof dieses Ortes war 

eine Durchgangsstation für die Häftlinge, die in die Vernichtungsstätten Ausch-

witz und Belzec verbracht wurden. Eines Tages geschah etwas Unerwartetes, 

was zur Initialzündung ihres weiteren Handelns wurde. Aus einem Zug der 

Auschwitz-Transporte übergab eine junge Frau ihren kleinen Sohn an Alfreda, 

der es gelang, das Kind in die Baracke zu bringen, in der sie mit ihrem Mann 

lebte. Der Junge war vier Jahre alt, ein deutscher Sinti namens Karlo Gierlinski, 

in der Sintisprache „Parno“ genannt. Er hatte einen Zettel mit der Anschrift 

seiner Großmutter bei sich, zu der er auch zurückgebracht werden konnte. 

Aber nun hatte Alfreda ihre große Aufgabe gefunden: Sie suchte in den 

Deporta-tionszügen, auf Tötungsstätten in einem großen Umkreis ihrer 

Unterkunft nach weiteren Kindern, um sie vor dem sicheren Tod zu retten. Sie 

sorgte für das erste Versteck der Kinder, organisierte Lebensmittel und 

Kleidung, suchte für viele nach Familien, die bereit waren, eines der elternlosen 

Kinder aufzunehmen. Sie tat dies unter Einsatz ihres Lebens, es war ihr gleich, 

welche ethnische Herkunft die Kinder hatten. So rettete sie Kinder der Sinti und 

Roma, jüdische Kinder, polnische Kinder, deutsche Kinder. Wie vielen Kinder sie 

auf diese Weise ein neues Leben schenkte, hat sie später nicht mehr selbst 

sagen können. Aus späteren Aussagen der von ihr Geretteten ist davon 

auszugehen, dass sie auf jeden Fall mehr als 50 Kinder gerettet hat, davon 

lebten mehrere längere Zeit in ihrer eigenen Familie, zusammen mit den fünf 

eigenen Kindern, die sie im Laufe der Jahre großzog. 

Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges zog sie nach alter Tradition mit ihrer 

wieder anwachsenden Familie fast zwanzig Jahre lang als nichtsesshafter Clan 

durch verschiedene Gebiete Polens. Das änderte sich erst 1964, als die 

polnische Regierung diesem Wanderleben ein Ende bereitete und die 

Menschen ohne festen Wohnsitz durch Verordnung sesshaft machte. Alfreda 

und ihre Angehörigen hatten mehrere Wohnorte, bevor sie schließlich nach 

dem Tode ihres Mannes nach Gorzów Wlkp. kam, wo sie in der Dąbrowskiego 

Straße wohnte. 

Es vergingen rund vier Jahrzehnte, bis über denjenigen Mann, den sie als Kind 

von einer Frau am Deportationszug nach Auschwitz in den Arm gedrückt 

bekam, sowie über Familienangehörige ihre besondere Lebensleistung bekannt 

und durch die Behörden auch anerkannt wurde. Sie erhielt in einer würdigen 

Zeremonie am 17. 10. 2006, im Jahr ihres 80. Geburtstages, in Warschau vom 

Staatspräsidenten der Republik Polen den zweithöchsten Orden des Landes, 
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das Kommandeurskreuz mit Stern des Ordens der Polonia Restituta, überreicht. 

Sie ist die einzige Roma, die in Polen eine solche hohe Auszeichnung erhalten 

hat. Bis zu dieser Auszeichnung war ihr menschliches Handeln in Gorzów selbst 

so gut wie nicht bekannt. Erst danach erregte sie bei Journalisten polnischer 

und deutscher Zeitungen und bei anderen Menschen Aufmerksamkeit. Kurz 

nach der Ordensverleihung wurde Alfreda Markowska zur Ehrenbürgerin von 

Gorzów ernannt. An einer Hauswand wurde ihr zu Ehren ein großes Gemälde 

ange-bracht. Auch in Warschau gibt es ein Wandgemälde von Noncia. 

Eine finanzielle Anerkennung ihrer Lebensleistung wurde ihr nicht zuteil. Sie 

war stolz darauf, ihre Großfamilie wieder erneuert zu haben. Zum Zeitpunkt 

ihres Todes am 21. 01. 2021, im 95. Lebensjahr, gehörten über 500 Personen 

mehrerer Generationen zu ihrer Familie, die das Andenken ihrer „Babcia 

Noncia“, ihrer Großmutter Noncia, in Ehren halten.  
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Aus der Serie: „Das politische Buch“ (5) 
 

 
 

„Die Europäische Union als deutsche Aufgabe“ 
 

In unserer dritten Replik zu der „Orientierung für deutsche und europäische 

Politik“ von Dohnanyi wenden wir uns seinen Äußerungen zu Gegenwart und 

Zukunft der Europäischen Union zu. Er beschreibt zunächst den Hintergrund 

der Entstehung der EU: 

„Ein langer Weg eines beachtlichen und weltpolitisch einmaligen Erfolges 

freiwilliger transnationaler Politik im Zusammenschluss souveräner Nationen. 

Die Erfahrung zweier Weltkriege und das gemeinsame Interesse an Sicherheit 

und wirtschaftlichem Fortschritt verdrängten zunächst viele der ehemaligen 

nationalen Rivalitäten, das Projekt ‚Europa‘ überlagerte weitgehend die 

divergie-renden nationalen Interessen. Doch diese blieben das demokratische 

Funda-ment, schienen aber zunächst im gemeinsamen europäischen Projekt zu 

verschmelzen.“ 

Und er ergänzt diesen Gedanken: „Die Nationen, ihre Interessen und 

Machtansprüche lebten selbstverständlich auch der Gründung der Vereinten 

Nationen fort, in West und Ost und überall in der Welt. Und diese Interessen 

gründeten weiterhin auf den jeweils unterschiedlichen historischen, 

politischen, geografischen und klimatischen Gegebenheiten. In Europa hatten 

ethnische, sprachliche, religiöse und kulturelle Gemeinschaften über viele 

Jahrhunderte die Nationalstaaten heutiger Prägung entstehen lassen, die ihre 
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noch heute so unterschiedlichen politischen und ökonomischen Strukturen 

formten. In langer Lebensgeschichte entwickelten sie eigene nationale 

‚Charaktere‘. Diese zeigen ‚Eigenschaften‘, prägen heute ihre Existenz und 

damit auch ihre Interessen und ihr Verhalten gegenüber der Weltgemeinschaft 

der Nationen und in der Europäischen Gemeinschaft.“  

Nach dieser Charakterisierung der Nationen und ihrer Staaten formuliert 
Dohnanyi dann seine wichtigsten Fragen hinsichtlich der Entwicklung der EU: 

„Der Weg nach Europa ist beschritten, das Ziel aber undeutlich: Sollen es die 
‚Vereinigten Staaten von Europa’ werden, also ein zentralistischer Bundesstaat, 
oder brauchen wir auch zukünftig die demokratische, kreative Vielfalt der 
Mitgliedsstaaten? Brauchen wir als Fundament der EU auch zukünftig den 
souveränen Nationalstaat, also Europa eher als ein ‚Vaterland der Vaterländer‘ 
(de Gaulle)? Diese Frage wurde von den Staaten der EU nie eindeutig 
beantwortet.“ 

Dohnanyi legt sich dann fest: „Deutschlands nationales Interesse in Europa sind 
deswegen eindeutig nicht die Vereinigten Staaten von Europa, sondern es ist 
eine evolutionär fortschreitende Konföderation. … 

Deswegen ist es politisch immer klüger, man überlässt wichtige Entscheidungen 
nicht einer Mehrheit, sondern der Einstimmigkeit im Rat. … 
Aber wir können … Europa auch in Zukunft weit voranbringen; doch die 
Europäische Union ist heute erst eine Konföderation, noch keine Föderation 
und ganz gewiss kein Bundesstaat.“ 
 

Darüber sollten wir diskutieren: Wir alle wissen, dass in den Satzungen des 
Bundesverbandes EUD und unseres Landesverbandes unser Ziel 
festgeschrieben ist: „Schaffung der Vereinigten Staaten von Europa auf 
föderativer und demokratisch-rechtsstaatlicher Grundlage.“ Es stellen sih 
folgende Fragen stellen sich folgende Fragen: 

- Warum sollte sich eine föderale Struktur der Gemeinschaft in Richtung 
eines „zentralistischen Monsters“ entwickeln? 

- Können nicht auch nationale und gemeinschaftliche Abwägungen von 
Imteressen im Rahmen einer föderalen Lösung sinnvoll vorgenommen 
werden? 

- Wie können wir am wirksamsten begründen, dass zwar heute noch die 
„Vereinigten Staaten von Europa“ eine Vision sind, ihre Verwirklichung 
aber auf demokratischen Weg unser Ziel bleiben muss? 

 
(Joachim Gasiecki) 
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Pandemie aktuell 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 15. 12. 2022: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 662 800 000, europaweit 249 000 000, Bundesrepublik 34 970 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 562 000, europaweit 2 048 000, Bundesrepublik 151 000 

_________________________________________________________________ 

 

Amtliche Angaben zum Stand der Pandemie 05. 02. 2023: 

Festgestellte Infektionen: 

weltweit 672 897 000, europaweit 264 051 000, Bundesrepublik 37 823 000 

Todesfälle im Zusammenhang mit Corona: 

weltweit 6 562 000, europaweit 2 048 000, Bundesrepublik 151 000 

 

_____________________________________________ 
 

Zum Abschluss der Zahlenchronik zur Pandemie 

 

Seit über zwei Jahren haben wir über die Entwicklung der Pandemie 
in der Welt, in Europa und in Deutschland informiert. Es war 
eindrucksvoll zu sehen, in welchem Umfang die Pandemie um sich 
gegriffen hat. Gegenwärtig werden in verschiedenen Ländern, auch 
in Deutschland, die Schutzmaßnahmen gegen die Virusvarianten 
weitgehend aufgehoben. Aus der Pandemie ist eine Endemie 
geworden, deren Entwicklung wir nicht mehr dokumentieren 
werden. Eine gewisse Unbestimmtheit für die kommende Zeit bleibt 
bestehen. Wir wünschen uns einen möglichst begrenzten Schaden 
durch evtl. weitere Infektionen mit dem Virus!  
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Leben im Krisenmodus 

„Krisen, insbesondere mehrere zur gleichen Zeit, setzen Menschen und Stress. 

… Das dauerhafte Anhalten eines erhöhten Stressniveaus kann dazu führen, 

dass sich unsere Sicht auf das gesellschaftliche Zusammenleben und politisches 

Handeln verändert. Dabei spielt zunehmendes Misstrauen gegenüber anderen 

eine zentrale Rolle. Vertrauen in die Mitmenschen … ist jedoch eine der 

Grundbedingungen des gesellschaftlichen Miteinanders …  

Ähnliches gilt für das Vertrauen in politische Akteure … Sinkt das Vertrauen der 

Bevölkerung, wird dies auf Dauer auch Einfluss … auf die Akzeptanz von 

Gesetzen und Regelungen [haben] … Ohne diese grundlegende Akzeptanz kann 

jedoch eine Demokratie nicht funktionieren. 

Hinzu kommt, dass Krisen oppositionellen und extremistischen Akteuren 

Gelegenheit bieten können, das Vertrauen in die Regierung und die moderate 

Opposition durch gezielte Falschmeldungen zu erschüttern. … So nutzen 

beispielsweise extremistische Akteure die Krisen, indem sie diese in über-

greifenden Verschwörungstheorien wie der Idee vom ‚Great Reset‘ als 

Ereignisse darstellen, hinter denen angeblich ein großer Plan steht, um der 

Bevölkerung zu schaden. … 

Dennoch bergen Krisen auch das Potenzial für positive Entwicklungen, etwa 

dann, wenn ihre Bewältigung zu einer Verbesserung der Zustände führt. So 

kann beispielsweise die Auseinandersetzung mit und die Lösung der 

Energiekrise einen ungemein positiven Einfluss auf die nachhaltige Entwicklung 

der Gesellschaft und damit die Anpassung und Bekämpfung des Klimawandels 

haben. … 

Dazu braucht es aber aufseiten der Politik eine ehrliche Kommunikation, in der 

die Herausforderungen einer Krise ebenso wie deren Lösungsmöglichkeiten 

gegenüber der Gesellschaft (und auch Wirtschaft) klar benannt werden mit der 

Bereitschaft, eigene Fehler explizit einzugestehen. Denn auf diese Weise wird 

nicht nur der Spielraum für Verschwörungstheorien stark eingeschränkt, 

sondern auch das Vertrauen der Bevölkerung in die Politik gestärkt oder wieder 

aufgebaut.2 

 

(Aus einer Veröffentlichung von Prof. Bernd Schlipphak und Prof. Mitja Back, 

beide Universität Münster. In: bpb:magazin, H. 22, Oktober 2022, S. 23.) 
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Hat Politik Zukunft? 

 

„Es ist nicht leicht, zwischen Menschen diametral entgegengesetzter 
Anliegen einen konstruktiven Dialog herbeizuführen. [Es] ließe sich 
denken, die Politik funktioniere einfach nicht. Gleichwohl glaube ich, 
auf diesem Gebiet bestehen wirkliche Gründe für vorsichtigen 
Optimismus. …  [Es ist durchaus belegt,] dass wir immer noch in der 
Lage sind, uns zusammenzutun, und dass die uralte Kunst der Politik 
und Diplomatie weiter gut funktioniert. 

Wir stehen vor ungeheuren Herausforderungen. Der Krieg in der 
Ukraine dauert an, und die humanitäre und Flüchtlingskrise legt zu. 
Wie wird der Frieden nach dem Ende des Krieges aussehen? Wie 
werden wir wieder eine Zusammenarbeit mit Russland aufnehmen? 
Ich bin sicher, es hängt von uns allen ab, ob es uns gelingt, eine 
mildere und kompromissbereitere Politik wieder Realität werden zu 
lassen. Das erfordert von uns allen, die Argumente der anderen Seite 
ernst zu nehmen und sie bereitwillig anzuhören, sogar dann, wenn 
wir grundsätzlich nicht mit ihnen einverstanden sind. Ebenso wichtig 
ist es, unsere Argumente auf Fakten und Logik zu stützen, selbst 
wenn es bei Politik auch um Emotionen geht. Das bedeutet überdies, 
mit Leuten von völlig anderen Ansichten zu diskutieren und eine 
stille, geduldige Diplomatie zu betreiben, um Brücken zu bauen. Es 
gibt keine bessere Art, brennende Probleme zu lösen, vor denen alle 
stehen, und folgende Generationen davon zu befreien, immer noch 
die Debatten zu führen, darunter um die Frage, ob Politik Zukunft 
hat: Konzentrieren wir uns darauf, wie Politik dazu zu nutzen ist, 
gemeinsamen Herausforderungen die Stirn zu bieten.“ 

 

(Robin Barnett, britischer Diplomat und Jurist, in: DIALOG, Deutsch-Polnisches 

Magazin, N3 141, H. 3/2022, S. 87) 
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Teil II: 

Informationen aus dem Trägerverein 

Landesverband der EUD in MV 

________________________________________________________________ 

 

Vom Deutsch-Polnischen Seminar 2022 

Am 05./06. 11. 2022 war es wieder möglich, nach einer von der Pandemie 
erzwungenen Pause das traditionelle Deutsch-Polnische Seminar durch-
zuführen, wenn auch noch mit einer kleineren Teilnehmerzahl als in den 
vorher-gehenden Jahren. Auf Einladung unseres Landesverbandes konnten wir 
Vertreter unseres Partnervereins aus Koszalin begrüßen. Unter der Leitung von 
Anna Rawska, der Koszaliner Vereinsvorsitzenden, nahmen Prof. Dr. Cz. Parkacz 
und Prof. Dr. K. Kaczmarek von der Humanistischen Fakultät der Technischen 
Universität Koszalin sowie Ewa Czepik-Kowalewska, Vorsitzende des Kulturrates 
bei der Stadt Koszalin, teil. Als Thema der Veranstaltung war das Motto  
„Gemeinsam durch die Krise“ gewählt worden. 

Eröffnet wurde das Seminar am Nachmittag des 05. November durch den 
Stellv. Landesvorsitzenden J. Lippold, der die Teilnehmer begrüßte und seine 
Hoffnung ausdrückte, das nächste Seminar wieder in dem gewohnten größeren 
Rahmen durchführen zu können. 

Als erster Redner sprach Prof. Dr. Parkacz, von Haus aus Historiker, zum 
„Historischen Hintergrund des Krieges in der Ukraine“. Sein Ausgangspunkt war 
die komplizierte Vorgeschichte der Entstehung und Entwicklung des heutigen 
Staates der Ukraine. Er verwies auf den Beschluss eines Gespräches zwischen 
Russland, Weißrussland und der Ukraine am 08. 12. 1991, die Sowjetunion 
aufzulösen und die Gemeinschaft unabhängiger Staaten zu bilden. Das war 
praktisch die Gründung des heutigen ukrainischen Staates, der nach der 
Einwohnerzahl der sechsgrößte Staat Europas wurde. Die innerstaatliche 
Situation wird durch die Zersplitterung der Bevölkerung des Landes außer-
ordentlich erschwert. Insgesamt existieren in der Ukraine 22 verschiedene 
eigenständige Volkgruppen, die sich in ihrer historischen Entwicklung, in ihren 
kulturellen Besonderheiten und in der jeweils vorherrschenden Sprache 
voneinander unterscheiden. Bei einer solchen Mischung in der Bevölkerung 
fehlen eigentlich die Voraussetzungen für einen einheitlichen Staat. Bekannt ist 
ja allgemein, dass im Westteil der Ukraine die Mehrheit der Menschen lebt, die 
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sich als Ukrainer verstehen und die ukrainische Sprache pflegen, während im 
Ostteil und im Süden des Staates mehrheitlich Menschen leben, die sich als 
Russen fühlen und auch vorwiegend russisch sprechen. Gegenwärtig leben 
auch etwa fast 5 Millionen Polen in der Ukraine, die im früheren ostpolnischen 
Gebiet zu Hause waren und sich weiter als Polen verstehen. Erschwert wird die 
Situation in der Ukraine durch die zu geringe Wirtschaftsentwicklung seit den 
90er Jahren mit den daraus resultierenden sozialen Folgen. Schon damals 
gehörte die Ukraine zu den vier ärmsten Ländern Europas. Bemerkenswert ist, 
dass zu diesem Zeitpunkt die Ukraine und Polen etwa auf einem gleichen Ent-
wicklungsniveau standen, während heute das Bruttoprodukt in Polen etwa 
zehnmal größer ist als in der Ukraine. Innere politische, wirtschaftliche und 
soziale Probleme bestehen in der Ukraine bis heute in einer faktisch existieren-
den Oligarchie. Rund 130 Oligarchen beherrschen das Land. Das führt zu einer 
außerordentlich hohen Korruption, zu starken nationalistischen Entwicklungen 
und zu separatistischen Aktivitäten. Im Bildungswesen, besonders im Schul-
unterricht, werden bewusst falsche historische Fakten gelehrt und historische 
Probleme einer jahrhundertelangen Vorgeschichte ausgeklammert. 

Eine solche innere Situation führte zu erheblichen Gegensätzen in der ukraini-
schen Gesellschaft. Der Wunsch, sich an das westliche System stärker zu 
binden, wurde groß. Der Beitritt in die EU und die Annäherung an die Nato 
kamen immer deutlicher auf. Als solche Forderungen durch die anfangs unseres 
Jahrhunderts herrschenden Politiker unter russischem Einfluss nicht erfüllbar 
waren, kam es zu den bekannten „Maidam-Ereignissen“, zu der „Revolution der 
Würde“ Ende 2013 und im Frühling 2014. Dadurch wurden politische 
Veränderungen in Gang gesetzt, die zur heutigen Regierung in der Ukraine 
führten. 

Russland war von Anfang an gegen den möglichen EU-Beitritt der Ukraine, weil 
es dadurch ein Heranrücken der Nato an Russland befürchtete. Hinzu kamen 
die Ambitionen von Putin, das alte „russische“ bzw. „sowjetische“ Imperium 
wieder- herzustellen. Dieses Gemisch von russischen Ansprüchen führte seit 
2014 zu den Auseinandersetzungen im Donbass und schließlich zum 
Angriffskrieg Russlands am 24. 02. 2022.  

Polen unterstützt wie andere EU-Staaten die Ukraine in vielfacher Hinsicht, har 
enorm viele Flüchtlinge aufgenommen, gerät aber auch an die Grenzen seiner 
Möglichkeiten. Eine eventuell entstehende Rezession würde neue Probleme 
mit großen sozialen Auswirkungen entstehen lassen. 

Als zweiter Redner stellte Prof. Dr. Kaczmarek erste Ergebnisse eigener 
Untersuchungen zu den Auswirkungen der aktuellen Krisen vor. Er ging von der 
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Inflationszunahme in Polen ebenso wie in den anderen europäischen Ländern 
aus. wobei die Inflationssteigerungen in Estland, Italien, Lettland am höchsten 
sind. Die damit zusammenhängende energetische Krise führt insgesamt zu 
einer geringeren Bedarfsdeckung und weiterhin zu Preissteigerungen in allen 
Bereichen. Mangel an wichtigen Waren kann zu Reglementierung führen. Letzt-
lich bleibt alles am Konsumenten hängen. Die immer noch steigenden 
Ansprüche des Lebensniveaus treten stärker in Widerspruch zu den kleiner 
werdenden Möglichkeiten. Soziale Folgen sind nicht auszuschließen. 

Im letzten Vortrag des Tages informierte Frau E. Czepik-Kowalewska über die 
Arbeit des Kulturrates in Koszalin. Ein besonderes Anliegen dieser Institution ist 
die kulturellen Initiativen in Koszalin unter Beteiligung möglichst vieler Bürger 
zu entwickeln. Dazu wurde 2022 ein Kulturkongress veranstaltet, um die 
Vorschläge der Bürgerinnen und Bürger zu ermitteln. 

Anschließend hob die Rednerin einige Initiativen in Koszalin besonders hervor. 
So verwies sie auf das schon seit Jahrzehnten geführte Projekt von 
Wandmalereien in der Stadt hervor, bei dem bisher 58 künstlerische Projekte 
entstanden sind, die auch im Internet in der „Mapa Koszalinskich Murali“ 
vorgestellt sind. 

Es war dem Kulturrat auch möglich, einige Stipendien für Künstler durchzu-
setzen, damit sie ihre Initiativen – Ausarbeitung von Motiven und Symbolen für 
Koszalin – verwirklichen können, ohne auf die Förderung von Institutionen 
ange-wiesen zu sein. 

Abschließend wies die Rednerin auch darauf hin, dass durchaus die Möglichkeit 
besteht, einzelne Künstler nach Neubrandenburg einzuladen, wenn daran 
Inter-esse besteht. Der Kulturrat würde die Vermittlung entsprechender 
Kontakte vor-nehmen. 

Am Abend dieses ersten Tages fand ein Empfang des Neubrandenburger 
Oberbürgermeisters Silvio Witt statt, der durch seinen Stellvertreter Peter 
Modemann vertreten wurde. Hieran nahm auch der Landtagsabgeordnete und 
Landesvorsitzende Prof. Dr. R. Northoff teil 

Der zweite Seminartag führte die Teilnehmer nach Ankershagen, um dort im 
Rahmen einer Bildungsexkursion die neugestaltete Ausstellung im Heinrich-
Schliemann-Museum zur Kenntnis zu nehmen. 

2023 wird das Deutsch-Polnische Seminar wieder in Koszalin stattfinden. 
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37. Neubrandenburger Tage der Raumfahrt 

                                                       

       

Schon seit einer ganzen Reihe von Jahren ist unser Landesverband ein 

Kooperationspartner der in Neubrandenburg regelmäßig veranstalteten „Tage 

der Raumfahrt“, für die immer großes Interesse besteht. Die Veranstaltungen 

vom 03.-06. 11. 2022 waren in diesem Jahr in die „Nordischen Wochen der 

Raumfahrt und Weltraumforschung“ eingeordnet. 

Es ist hier nicht der Platz, auf viele Einzelheiten oder auf konkrete 

wissenschaftliche Projekte einzugehen. Wir können hier nur den großen 

Rahmen der „Tage der Raumfahrt“ umreißen. 

In der einleitenden „Raumfahrtkonferenz“ standen besonders Erlebnisberichte 

und Erfahrungen im Mittelpunkt. Das zentrale Motto lieferte dazu besonders 

ein Vortrag zum Thema: „Unser Weg zum Mond und weiter“. Ausführungen zu 

„Marsgeschichten“ und die „Zukunft der Astronautik“ versuchten die 

gemachten Erfahrungen mit den zukünftigen Erfordernissen der Raumfahrt zu 

verbinden. 

Ein zweiter Komplex der Vorträge hob besonders „Aktuelles aus der 

Raumfahrt“ hervor. Von großem Interesse war der Vortrag „So weit, weit weg: 

Europa bricht auf zu den Monden des Jupiters“. Einen ganz spezifischen Aspekt 

bot die Beantwortung der Frage „Warum Kunst im Weltall?“ 

Öffentlichkeitswirksam war schlie0lich ohne Zweifel ein szenisches Gespräch 

zum Thema „Raumfahrt vom Kulturerbe zum Industriefaktor“, das als regionale 

Veranstaltung in Neustrelitz realisiert wurde. Seitens unseres Landesverbandes 

sprach Geschäftsführer Ralf-Peter Hässelbarth In Neubrandenburg zum Thema 

„Wozu dient die EU-Raumfahrtpolitik?“.  
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Ralf-Peter Hässelbarth: 

Wozu dient die EU-Raumfahrtpolitik? (Zusammenfassung) 

 

Der Ausgangspunkt des Vortrages richtete sich auf das Thema, 
welche Bedeutung die EU-Weltrauminitiativen für alle haben. 
Hervorgehoben wurde, dass ein herausragendes Ergebnis des 
Weltraumfahrt-programms darin besteht, dass inzwischen für 
Millionen von Menschen u. a. die Möglichkeit existiert, moderne 
Kommunikations-technologien zu nutzen und Wege zu entwickeln, 
um den Planeten Erde gesünder und lebensfähiger zu machen. Hinzu 
kommt, dass die EU-Weltraumpolitik Arbeitsplätze schafft und 
Wirtschaftsförderung einschließt. Wissenschaft und Forschung 
werden Nutznießer, Sicherheit und Verteidigung werden unterstützt. 
Insgesamt ist diese Politik eine gute Grundlage bei der Bewältigung 
aktueller Heraus-forderungen. 

Anschließend wurden der Nutzen und die positiven Ergebnisse der 

Raumfahrtpolitik umrissen und besonders der technologische Wert-

zuwachs hervorgehoben.  

Schwerpunkt der Darstellung waren u. a. inhaltliche Angaben zum 

neuen EU-Weltraumprogramm 2021-2027. Die Umsetzung dieses 

Programms ist durchaus als ein wesentlicher Beitrag für die 

allgemeine Aufgabe zu betrachten, die Rolle der EU als globaler 

Akteur zu stärken. 

Insgesamt wurden die schon traditionellen Neubrandenburger Welt-

raumtage als eine positive öffentlichkeitswirksame Veranstaltung ge-

würdigt, was auch durch die hohe Besucherzahl der einzelnen 

Elemente der Tage in diesem Jahr wieder erneut unterstrichen 

worden ist. Der Landesverband der Europa-Union wird weiterhin ein 

aktiver Partner der Neubrandenburger Weltraumtage sein. 

#### 
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Sondersitzung des Landesvorstandes am 18. 12. 2023 

 

Im Europabüro Rostock führte der Landesvorstand eine Vorstandssitzung 

durch, die aus der aktuellen Situation heraus den Blick auf die Zukunft des 

Landesver-bandes und seines Bildungsringes „Europa“ richtete. In einer sehr 

konkreten Diskussion wurden eine Reihe von Festlegungen getroffen, deren 

Ziele und Inhalte die Vorstandsarbeit im Jahr 2023 maßgeblich bestimmen 

werden. Zu diesen Festlegungen gehörten u.a.: 

In Anknüpfung an ein Schreiben der Politischen Memoriale MV zum Stand der 

Politischen Bildung in MV brachte der Vorstand seine Sorge um die weitere 

Existenz des Trägervereins EUD-MV zum Ausdruck. Der Landesvorsitzende 

wurde gebeten, sich gegenüber der Landesregierung für den Erhalt und Ausbau 

der Infrastruktur der Bildungsangebote der politischen Bildung allgemein und 

der europaspezifischen Bildung besonders einzusetzen. Im gleichen Zusammen-

hang und um mehr Sicherheit und Kontinuität zu erreichen wurde beschlossen, 

anstelle der jährlichen Projektförderung des Vereins beim Land MV eine 

institutionelle Förderung anzustreben. 

Der Vorstand bestätigte den Bericht des Geschäftsführers über die durch die 

Pandemiezeit eingeschränkte Tätigkeit und die infolge der Inflation gestiegenen 

finanziellen Belastungen sowie über notwendige wirksame Schritte im Jahr 

2023 zur Stabilisierung der Arbeit des Vereins und seines Bildungsringes. 

Die Vorstandsmitglieder nahmen eine Einladung zum 2. Runden Tisch Politische 

Bildung in MV zur Kenntnis, wo am 01. O3. 23 zum folgenden Thema diskutiert 

werden soll: „Wo stehen wir? Demokratiebildung vs. Politische Bildung? 

Chancen und Herausforderungen durch das neue Demokratiefördergesetz.“ 

Abschließend wurden konkrete Fragen der kontinuierlichen Weiterführung der 

Arbeit des Vereins und seines Bildungsringes erörtert. 

Wir werden in den „Informationen“ des kommenden Jahres kontinuierlich über 

die Umsetzung der Maßnahmen zur Sicherung der Zukunftsfähigkeit des 

Vereins berichten. 

 

(Zusammenfassung von Schwerpunkten aus dem Protokoll der Sondersitzung: 

Joachim Gasiecki) 
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Joachim Gasiecki 

Verkürztes Schreiben an die Mitglieder des 
Landesvorstandes anlässlich der Vorstandssitzung vom 18. 
12. 2023 

 

In meiner beratenden Funktion möchte ich einige Überlegungen zur Zukunft 
des Landesverbandes vortragen. Ich sehe folgende Probleme: 

1. Die Mitgliederentwicklung 

Es ist uns seit Jahren nicht gelungen, unsere Mitgliederzahl nachhaltig zu 
vergrößern. Dabei spielt die Altersstruktur die entscheidende Rolle. Wir 
verlieren Mitglieder, finden aber kam neue. Wir werden stärker überlegen 
müssen, ob unsere Veranstaltungsangebote sich mehr der Arbeitssituation der 
mittleren und jüngeren Generation anpassen müssen. Die JEF MV hat uns zwar 
jüngere Mitglieder gebracht, aber die inhaltliche Verbindung zwischen den 
Landes-verbänden EUD-MV und JEF-MV ist noch nicht wirkungsvoll genug. Für 
mich ist die Erhöhung der Mitgliederzahl eine entscheidende Voraussetzung für 
eine positive Zukunft des Landesverbandes. 

2. Die Leistungsfähigkeit der Kreisverbände 

Betrachtet man vorurteilsfrei die Situation der Kreisverbände, dann stößt man 
auf eine schwierige Situation. Das Veranstaltungsangebot der einzelnen KV ist 
zwar differenziert zu sehen, aber nicht wirklich öffentlichkeitswirksam. Mir 
scheint eine größere Öffnung der KV nach außen und eine stärkere Bereitschaft 
von Mitgliedern für die ehrenamtliche Vorstandsarbeit dringend erforderlich zu 
sein. 

3. Die Stellung des Bildungsringes „Europa“ im Landesverband 

Der LV als Träger des Bildungsringes ist ohne dessen Förderung durch das Land 
Mecklenburg-Vorpommern nicht in der Lage, hauptamtliche Mitarbeiter zu 
finanzieren und ausreichend politische Bildungsangebote zu anzubieten. Die 
Mehrzahl der Veranstaltungen der politischen Bildung erfolgt über den 
Bildungs-ring. Die Kreisverbände sehen den Bildungsring noch zu wenig als 
einen wirksamen Teil ihrer Ausstrahlung in die Öffentlichkeit. Es kommt darauf 
an, die Wechselbeziehung zwischen dem Bildungsring und den Kreisverbänden 
zu fixieren und stärker umzusetzen. 
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Wie auch immer: Meine Sorge um Arbeitsfähigkeit und Existenzsicherung des 
Landesverbandes bleibt. 

60 Jahre Élysée-Vertrag 

Die Deutsch-Französische Gesellschaft in Neubrandenburg veranstaltete im 

Januar mit Beteiligung der Europa-Union MV eine Veranstaltung, in der die 

Bedeutung des Élysée-Vertrages von 1963 hervorgehoben wurde. Wir 

knüpfen daran einen Beitrag von Reinhard Bütikofer, MdEP, in dem die 

aktuellen Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Französischen Republik analysiert werden, entnommen der Webseite von 

Reinhard Bütikofer. Wir empfehlen den Aufsatz zur Diskussion der 

vielschichtigen Situation des deutsch-französischen Verhältnisses. 

Deutsch-Französische Partnerschaft: 
Motor oder Bremsklotz für die EU? 

 

 

Am vergangenen Wochenende jährte sich zum 60. Mal die Unterzeichnung 
des Élysée-Vertrages durch den französischen Präsidenten de Gaulle und 
Bundeskanzler Adenauer. Dieser Vertrag schuf einen zwischen beiden 
Regierungen vereinbarten institutionellen Rahmen für die Entwicklung der 
deutsch-französischen Freundschaft, die nur 18 Jahre nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs und nach hunderten Jahren von „Erbfeindschaft“ eine 
grandiose, historisch ungeheuer wertvolle Veränderung darstellte. Der 
Élysée-Vertrag bewegte, als er geschlossen wurde, Europa zum Besseren. 
Zu seinem 60. Jubiläum wurden zwar viele subjektiv bewegte Reden 
gehalten, aber europäische Zeichen wurden keine gesetzt. Die Nachrichten 
des Wochenendes kamen nicht aus Paris oder Versailles, sondern aus 
Ramstein. Sie kündeten nicht von Aufbruch, sondern von Zögerlichkeit und 
Blockade. 

  

Der Élysée-Vertrag von 1963 war damals gründlich vorbereitet worden. 
Bundeskanzler Adenauer hatte eine Reise durch Frankreich unternommen 
und Präsident de Gaulle eine Reise durch Deutschland. Bei letzterer hielt 
der französische Staatspräsident, der als junger Leutnant 1914 in Belgien im 
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Kampf gegen Kriegsverbrechen begehende deutsche Truppen verletzt 
worden war und der dann im Zweiten Weltkrieg zur Stimme des freien 
Frankreich gegen die Nazis und deren französische Kollaborateure 
geworden war, in Ludwigsburg eine noch heute beeindruckende Rede an 
die deutsche Jugend – auf Deutsch! Ob es wohl im französisch-deutschen 
Verhältnis helfen würde, wenn ein Staatspräsident und ein Bundeskanzler 
wieder solche Reisen machten? Ich bin mir nicht sicher, ob dafür überhaupt 
die Voraussetzungen gegeben wären. Damals war die französisch-deutsche 
Aussöhnung auf beiden Seiten des Rheins ein tief verankertes Bedürfnis. 
Damals wussten die Staatsmänner, die in Paris und Bonn regierten, dass 
ihre Länder, vom Zweiten Weltkrieg tief geschwächt, nur durch 
Zusammenarbeit eine Chance zur eigenständigen, aktiven 
Zukunftsgestaltung haben würden. Heute ist das deutsch-französische 
Verhältnis keine emotionale Angelegen-heit mehr. Heute steht in beiden 
Hauptstädten die Fortschreibung von eingespielten Befindlichkeiten im 
Zentrum, statt einer Bereitschaft zu historischem Mut. Zwar gilt auch in der 
Gegenwart, dass für Frankreich wie für Deutschland die eigenständige 
Zukunftsgestaltung eine produktive Zusammenarbeit zwingend 
voraussetzt, aber das reicht nicht mehr und zu dem heute nötigen größeren 
Wurf fehlt anscheinend die Fantasie. 

  

Mit dem Aachener Vertrag von 2019 hatte die Regierung Merkel zusammen 
mit der Regierung von Staatspräsident Macron einen in Einzelheiten 
sinnvollen, aber im Ganzen unentschlossenen Versuch unternommen, der 
deutsch-französischen Beziehung neue Ziele zu setzen. Der Aachener 
Vertrag war um ein Vielfaches länger als der Élysée-Vertrag, er ging an 
etlichen Punkten sehr ins Detail, indem er zum Beispiel regelte, in welchen 
Städten das Goethe-Institut und das Institut français gemeinsam Kultur-
institutionen eröffnen sollten. Ihm fehlte aber eine übergreifende 
Orientierung. Tatsache ist, dass in der EU der 27 Mitgliedsländer der 
deutsch-französische Motor, ob er nun mit dem Kraftstoff Diesel, mit Strom 
oder mit Wasserstoff betrieben wird, nicht mehr stark genug ist, um die 
ganze Union zu ziehen. Was im Europa der Sechs selbstverständlich war 
und auch im Europa der Zwölf noch funktionierte, funktioniert im heutigen 
Europa nicht mehr: Ohne eine kluge Einbeziehung Mittel- und Osteuropas 
lässt sich die EU heute nicht mehr führen. Das war in den letzten Jahren 
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schon in verschiedenen Auseinandersetzungen zu sehen und es ist auch 
heute, mit Blick auf den Ukrainekrieg, zu beobachten, dass Paris und Berlin 
angesichts der existenziellen Herausforderung der EU durch den russischen 
Angriffskrieg mehr zögern und blockieren als führen. Man nehme den 
aktuellen Streit über die Lieferungen von Kampfpanzern an die Ukraine als 
Beispiel. Würde die Ukraine sich Henry Kissingers Idee von einem russisch-
ukrainischen Friedensvertrag zu eigen machen, wonach der Frontverlauf 
vom 23. Februar 2022 zur Basis einer Verständigung gemacht werden 
sollte, dann müsste die Ukraine zunächst einmal die Gebiete befreien 
können, die russische Truppen seit dem 24. Februar neu besetzt haben. 
Ohne von Europa gelieferte moderne Kampfpanzer kann sie das nicht. 
Schon gar nicht kann sie den ganzen Donbass und die Krim befreien ohne 
diese Kampfpanzer. Sie kann möglicherweise noch nicht einmal die 
erwartete nächste Offensive der russischen Truppen aushalten ohne diese 
Unterstützung. Um es ganz eindeutig zu formulieren: Ohne die Lieferung 
der von der Ukraine seit fast einem Jahr erbetenen Panzer wird mit hoher 
Wahrscheinlichkeit der Satz, die Ukraine dürfe den Krieg nicht verlieren, 
zum bloßen Gerede. Verliert die Ukraine den Krieg aber, dann verliert 
Europa, dann ist die bisherige europäische Sicherheitsarchitektur nichts 
mehr wert, dann ist die Tür aufgestoßen zu weiterer russischer Aggression, 
deren Ziele Diktator Putin mehrfach schon öffentlich thematisiert hat. Die 
Feierlichkeiten zum 60. Jahrestag des Élysée-Vertrages hätten eine Bühne 
geboten für die gemeinsame Demonstration der Regierenden in Berlin und 
Paris, dass sie sich dieser Verantwortung bewusst sind und sich ihr stellen 
werden. Dazu wäre es allerdings nötig gewesen, die mittel-, ost- und 
nordeuropäischen Partner ernst zu nehmen und sie vielleicht sogar aktiv 
einzubinden, die seit langem auf mehr militärische Unterstützung aus 
Berlin und Paris drängen. Deutsch-französische Führung in der EU kann 
heute nur noch funktionieren, wenn beide Hauptstädte begreifen, dass ein 
Tandem allein nicht mehr reicht. 

  

Die großen Herausforderungen für Europa, insbesondere für die EU, 
erschöpfen sich natürlich nicht mit der Benennung des Ukraine-Krieges. 
Findet Europa eine gemeinsame Sprache gegenüber dem aufkommenden 
Neoimperialismus aus Peking? Findet Europa eine gemeinsame Perspektive 
für das elementare und trotzdem schwierige Bündnis mit den Vereinigen 
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Staaten? Finden Paris und Berlin strategische Gemeinsamkeiten im Umgang 
mit den Erwartungen vieler Länder des globalen Südens? Können Paris und 
Berlin gemeinsam Motor sein für effektive Klimapolitik und die grüne 
Transformation unserer Wirtschaft, den Europäischen Green Deal? Auch 
alle diese Fragen können Berlin und Paris nicht nur untereinander 
verabreden wollen. Und gewiss sind bei keiner dieser Fragen die 
erforderlichen großen Sprünge möglich, ohne die Perspektiven Mittel-, Ost- 
und Nordeuropas einzubinden. 

  

Den 60. Jahrestag des Élysée-Vertrags angemessen zu begehen, erfordert 
also, dass Berlin und Paris über ihre Zweisamkeit hinauswachsen. Nur noch 
ein konkretes Beispiel: Auf der Suche nach einer passenden europäischen 
Antwort zu Präsident Bidens Inflation Reduction Act (IRA) haben sich Paris 
und Berlin anscheinend vorläufig darauf verständigt, sich gemeinsam für 
eine weitere Liberalisierung der Beihilferegeln in der EU einzusetzen. 
Tatsache ist allerdings, dass schon die Flexibilisierung des Beihilferechts als 
Antwort auf die Covid-19-Pandemie innerhalb der EU zu erheblichen 
Verwerfungen geführt hat. Zu 80 Prozent haben deutsche und französische 
Unternehmen vom lockereren Beihilferecht profitiert. Dabei war der Anteil 
Deutschlands doppelt so groß wie der Anteil Frankreichs. Aber alle anderen 
25 Mitgliedstaaten gemeinsam konnten sich nur ein Viertel der Beihilfen 
leisten, die Berlin und Paris boten. Vor diesem Hintergrund würde die 
Flexibilisierung von Beihilferegelungen nur die Schieflage innerhalb der EU 
verstärken. Was die Regierenden in Berlin und Paris für hilfreich erachten 
würden, wäre ein Treibsatz für Spaltung innerhalb der EU. Die Lösung, die 
die beiden Regierungen anscheinend erreichen möchten, wäre also keine 
europäische. Ich möchte mein Argument so summieren: Während deutsch-
französischer Zores nach wie vor geeignet ist, die EU lahm zu legen, ist 
deutsch-französische Gemeinsamkeit nur dann hilfreich, wenn sie einen 
größeren Horizont ins Auge fasst als die Addition der jeweiligen nationalen 
Interessen. Eine strukturkonservative deutsch-französische Politik, die das 
nicht versteht, wird zum europäischen Bremsklotz. 

 

 

    

 



 
38 

 

 

 

 

 

Vorstandssitzung des Landesverbandes vom 20. 01. 2023 

 

In Güstrow fand - praktisch in Fortsetzung der Dezember-Beratung des Landes-
vorstandes - eine weitere Vorstandssitzung statt, die sich wiederum mit Fragen 
beschäftigte, die für Sicherung der Tätigkeit der EUD in Mecklenburg-
Vorpommern und des Bildungsringes „Europa“ 2023 bedeutsam sind. An dieser 
Stelle kann nicht auf alle Details der Beratung eingegangen, aber schwerpunkt-
artig auf die Hauptanforderungen aufmerksam gemacht werden, die der 
Landes-verband und seine Kreisverbände im laufenden Jahr zu bewältigen 
haben. 

Ausgangspunkt der perspektivischen Diskussion war die Ankündigung unserer 
Fördereinrichtung LAGuS, wonach für 2023 die Fördermittel um mehr als 25 % 
gekürzt werden. Der Landesvorstand hat beschlossen, in einem solchen Fall die 
bisher geplanten Bildungsveranstaltungen des laufenden Jahres angemessen zu 
reduzieren, da sonst der Verein und sein Bildungsring die notwendigen 
Ausgaben nicht ausgleichen können. Eine eventuelle Förderung des Bildungs-
ringes durch Dritte wird geprüft. 

Außerdem wurde nach einer Information des Geschäftsführers über ein am 26. 
01. 23 stattfindendes Treffen der Geschäftsführer der politischen Bildungs-
vereine Mecklenburger-Vorpommerns beschlossen, dass R.-P. Hässelbarth an 
diesem Gespräch über mögliche gemeinsame Reaktionen auf die vom Land 
vorgesehenen Kürzungsmaßnahmen teilnimmt und dem Vorstand über die 
Ergebnisse der Beratung informiert. 

Der Bundesverband hat Beitragserhöhungen angekündigt und bietet dazu den 
Landesverbänden Konsultationsgespräche an. Der stellv. Landesvorsitzende J. 
Lippold wurde beauftragt, den Landesvorsitzenden in einer solchen 
Konsultation zu vertreten. Er soll dem Bundesvorstand verdeutlichen, dass die 
bisher vorgeschlagenen Regelungen zur Beitragsabführung von JEF-Mitgliedern 
unzu-lässig stark zu Lasten des Landesverbandes gehen. 

Der Vorstand beschloss weiterhin, die in den nächsten Monaten vorgesehene 
Aufhebung des Arbeitsvertrages für R.-P. Hässelbarth vorzubereiten und den 
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möglichst reibungslosen Übergang zu einem neuen Projektleiter des 
Bildungsringes zu realisieren.  

Schließlich wurde vereinbart, für den Zeitraum März bis April 2023 die 
Gründungsveranstaltung des Kreisverbandes Vorpommern-Greifswald vorzube-
reiten. 

(Zusammenfassung nach dem Protokoll der Vorstandssitzung: Joachim 
Gasiecki) 
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